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Kapitel 1 

Einleitung 

Die vorliegende Arbeit versteht sich als Beitrag zu einer kritischen Straf-
rechtswissenschaft. Ihr Ziel ist es, einige Begriffe, die grundlegende Merkma-
le des menschlichen Daseins bezeichnen, im Interesse der Legitimation des 
Strafrechts zu erschließen und aus ihrer normativen Bedeutung rechtliche 
Konsequenzen zu ziehen. Es wird darum gehen, ob und wie die Frage, ob 
Personen im Zeitverlauf „dieselben“ bleiben, für rechtliche Zurechnungen 
erheblich ist. Obwohl diese Frage nach der personalen Identität die metaphy-
sischen und ethischen Grundlagen der Lebenswelt, die Gegenstand des Straf-
rechts ist, betrifft, wurde sie rechtsphilosophisch bisher kaum behandelt. 
Darin liegt ein wissenschaftliches Defizit, weil ein wichtiger Aspekt der Ge-
stalt menschlicher Existenz nicht auf seine rechtliche Relevanz überprüft 
wurde. Menschen führen ihr Leben schließlich als Personen und werden 
dadurch zu Adressaten der Rechtsordnung. Ihrem Dasein ist unausweichlich 
die Eigenschaft der Zeitlichkeit1 beigegeben. Personalität und Zeitlichkeit 
sind aber in dem Phänomen der personalen Identität im Zeitverlauf verbunden 
und könnten sowohl bei der Begründung als auch bei der Begrenzung rechtli-
cher Verantwortung erheblich sein. Um sich den dazu entscheidenden Prob-
lemen und ihren Lösungen zu nähern, folgt die Arbeit einem bestimmten 
Aufbau, der im Folgenden dargestellt wird. 

Im zweiten Kapitel werden zunächst die maßgeblichen Begriffe von Per-
son und Identität eingeführt. Die strafrechtswissenschaftliche Rezeption per-
sonaler Identität kann zu diesem Zweck auf eine umfangreiche philosophi-
sche Debatte zurückgreifen, die schon Ende des 17. Jahrhunderts bei John 
Locke begann. Die Philosophie der Person hat die sie interessierenden Phä-
nomene bis heute eingrenzen können und hinsichtlich der Bedingungen der 
Personalität sogar einen weitgehend geteilten Konsens erreichen können. In 
diesem Abschnitt der Arbeit wird es aber insbesondere darum gehen, die 
deskriptive und normative Gebrauchsweise des Personenbegriffs sowie den 
Begriff der Persönlichkeit überblicksweise zu beschreiben. Seine überragende 
Bedeutung für die Lösung normativer Probleme personaler Identität wird in 
den nachfolgenden Kapiteln noch deutlicher werden. Bezüglich des Identi-

 
1 Den qualitativen Begriff der Zeitlichkeit gebraucht etwa Schmücker, Deutsche Zeit-

schrift für Philosophie (DZPhil) 65 (2017), 909, 912, bei der Bestimmung der zeitlichen 
Dimension der Gerechtigkeit. 
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tätsbegriffs selbst wird zu klären sein, wie er zur Bezeichnung konkreter 
Phänomene in der Zeit verstanden werden muss. Darüber hinaus werden auch 
die beiden Strömungen des Nachdenkens über die Identität der Person vorge-
stellt werden, „komplexe“ und „einfache“ Theorien, um die Struktur der hier 
vertretenen Lösungen in den Kontext der Diskussion einordnen zu können. 

Das dritte Kapitel wird danach zwei Ziele verfolgen. Es soll einerseits auf-
zeigen, in welchen strafrechtlichen Zusammenhängen das Phänomen persona-
ler Identität bedeutsam sein könnte. Dazu werden sowohl ethische Diskurse 
mit Bezug zum Strafrecht betrachtet, beispielsweise derjenige zur Sterbehilfe, 
als auch originär rechtsdogmatische Themen, etwa die strafrechtliche Verjäh-
rung. Andererseits sollen auf Grundlage der im zweiten Kapitel vorgestellten 
Begriffe Hinweise zur Lösung der in diesen Zusammenhängen auftretenden 
Probleme personaler Identität gegeben werden. Weil der Abschnitt nur einen 
Überblick über die strafrechtliche Bedeutung personaler Identität geben soll, 
werden diese Hinweise jedoch nicht den Anspruch erheben können, die rele-
vanten Themen erschöpfend zu behandeln. Umfassend werden die einschlä-
gigen Probleme dagegen bei Patientenverfügung und lebenslanger Freiheits-
strafe im vierten und fünften Kapitel erörtert werden. Beide Themen erschei-
nen besonders geeignet, mögliche Argumentationen zur Erklärung der perso-
nalen Identität zu veranschaulichen, weil sie in der Gegenwart rechtswissen-
schaftlich umstritten sind und aus der Perspektive dieser Arbeit einer neuen 
Analyse unterzogen werden können. Anhand der Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede in der Bearbeitung des Phänomens personaler Identität bei Patien-
tenverfügung und lebenslanger Freiheitsstrafe wird deutlich werden, welche 
Bezüge die personale Identität zu den zwei verschiedenen Betätigungen von 
Freiheit als personaler Autonomie und Freiheit im strafrechtlichen Sinn auf-
weist. 

Begonnen wird im vierten Kapitel damit, die Legitimation der Patienten-
verfügung als Ausdruck personaler Autonomie zu überprüfen. Wenn es nor-
mativ erhebliche Brüche personaler Identität im Zeitverlauf gäbe, könnte die 
Patientenverfügung als medizinstrafrechtlich entscheidendes Instrument der 
Selbstbestimmung zu verwerfen sein. Gerade die praktisch herausfordernde 
Umsetzung von Patientenverfügungen gegenüber ihrem inzwischen schwerst-
dementen Verfasser kann jedoch durch ein ethisch überzeugendes Konzept 
personaler Identität bestätigt werden. Dieses Konzept wird hier entwickelt 
werden, wobei es auf den gegen die Verbindlichkeit der Patientenverfügung 
gerichteten Einwand der Nichtidentität, wie ihn zum Beispiel Allen Buchanan 
formuliert, antworten wird. Zuvor wird außerdem der in der Medizinethik 
wichtige Begriff personaler Autonomie geklärt sowie das in dieser Arbeit 
zugrunde gelegte normative Verständnis der biografischen Persönlichkeit 
vertieft werden. 

Die im Zusammenhang mit der Patientenverfügung gefundenen Ergebnisse 
können im fünften Kapitel, in dem die Zulässigkeit der lebenslangen Frei-
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heitsstrafe unter dem Aspekt personaler Identität überprüft werden wird, auch 
für die strafrechtliche Zurechnungslehre verwertet werden. Zur Reform der 
Tötungsdelikte wurde in der vergangenen 18. Legislaturperiode des Bundes-
tags erneut die lebenslange Freiheitsstrafe als härteste Sanktion des Strafge-
setzbuchs (StGB) infrage gestellt. Die in dieser Arbeit vorgenommene Unter-
suchung wird der Diskussion ein grundlegendes Argument gegen die lebens-
lange Freiheitsstrafe mit Bezug zu dem hier vertretenen Persönlichkeitsbe-
griff hinzufügen. Weil es bei der Analyse um die Zurechnung und Quantifi-
zierung strafrechtlicher Schuld geht, wird zunächst der für die Verhängung 
lebenslanger Freiheitsstrafe maßgebliche gesetzliche Schuldbegriff und seine 
zeitliche Perspektivität untersucht werden. Ebenso werden vorhandene 
rechtswissenschaftliche Ansätze zum Umgang mit dem Phänomen personaler 
Identität im Rahmen der Schuld vorgestellt und ausgewertet werden. Die 
zeitliche Struktur der Schuldzurechnung wird schließlich unter Berücksichti-
gung des hier entwickelten Verständnisses personaler Identität interpretiert 
und auf die normative Bedeutung der biografischen Persönlichkeit zurückge-
führt werden. Daraus wird sich eine Zurechnungsgrenze ergeben, die die 
lebenslange Freiheitsstrafe ausschließt. 

Das sechste Kapitel wird die Untersuchung beenden, indem es ihre wesent-
lichen Ergebnisse zusammenführt. Es wird darauf aufmerksam machen, dass 
die in dieser Arbeit geklärte rechtliche Relevanz des Phänomens personaler 
Identität vielfältige Bezüge zum Begriff der Freiheit aufweist. Dadurch wird 
auch ein Ausblick darauf gegeben werden, was strafrechtliche Freiheit vor 
dem Hintergrund von Personalität und Zeitlichkeit bedeuten könnte. Die hier 
vorgelegte Analyse handelt deshalb nicht nur von einem rechtlich fast unbe-
kannten Aspekt des menschlichen Daseins, sondern beabsichtigt auch, das 
scheinbar Vertraute aus ihrer Sicht zu erschließen. 





 

Kapitel 2 

Grundbegriffe 

A. Person 
Person 

Im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen Personen, die Bedingungen ihrer Identi-
tät im Zeitverlauf und die sich daraus ergebenden Fragen für Strafrecht und 
Ethik. Während das Thema intuitiv verständlich erscheint, weil die Vorstel-
lung, dass Menschen „sich ändern“ können, vertraut wirkt, zeigen sich bei 
genauerer Betrachtung viele Probleme, die nicht einmal rechtlicher Natur 
sind. Zuerst wird fraglich sein, was eine Person überhaupt ist. Die Assoziati-
on des „sich ändernden“ Menschen deutet zudem darauf hin, dass auch das 
Verhältnis von Menschlichkeit und Personalität zu klären sein wird. Dabei 
geht es um die Bedingungen der Personalität sowie das Wesen von Personen 
und Menschen. Eine Einführung in das Nachdenken darüber, was Personen 
sind, wird im Folgenden gegeben, um den in dieser Arbeit gebrauchten Be-
griff der Person zu konturieren. Zugleich ist zu berücksichtigen, dass es nicht 
erforderlich sein wird, die Bedingungen personaler Existenz für die hier ent-
scheidende Diskussion personaler Identität im Zeitverlauf abschließend zu 
klären. Es bietet sich zunächst an, die Bedeutung des Personenbegriffs für das 
Recht ausgehend von Immanuel Kants Verständnis der Rechtsperson zu un-
tersuchen, weil sich darin schon früh ein anspruchsvoller Personenbegriff mit 
rechtlicher Bedeutung findet. Die personale Existenz wird nach diesem Ver-
ständnis auch im Recht als Zurechnungspunkt einer universalen Freiheit des 
Menschen gelten können.1 

I. Person und Rechtsperson bei Kant 

Kant entwickelt in seiner praktischen Philosophie ein Konzept der Men-
schenwürde, das in dieser Gestalt zu den grundlegenden Prinzipien der 
Rechtsordnung des demokratischen Rechtsstaats gehört.2 Kants Verständnis 

 
1 Vgl. Klein, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 9, 10 f. 
2 Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) bezeichnet die Menschenwürde als „tragen-

des Konstitutionsprinzip“ und „obersten Verfassungswert“, BVerfG, Urt. v. 15.2.2006 – 
1 BvR 357/05, BVerfGE 115, 118, 152; BVerfG, Urt. v. 3.3.2004 – 1 BvR 2378/98, 
1084/99, BVerfGE 109, 279, 311; vgl. BVerfG, Urt. v. 16.1.1957 – 1 BvR 253/56, 
BVerfGE 6, 32, 36, 41. 
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der Menschenwürde hat bei der Auslegung des Art. 1 Abs. 1 des Grundgeset-
zes (GG) insbesondere Eingang in die Rechtsprechung des BVerfG gefunden. 
In seiner ersten Entscheidung zur Verfassungsmäßigkeit der lebenslangen 
Freiheitsstrafe gemäß § 211 Abs. 1 StGB vom 21. Juni 1977 führt das BVerfG 
aus: „Der Satz ‚der Mensch muss immer Zweck an sich selbst bleiben‘ gilt 
uneingeschränkt für alle Rechtsgebiete; denn die unverlierbare Würde des 
Menschen als Person besteht gerade darin, daß er als selbstverantwortliche 
Persönlichkeit anerkannt bleibt“3. Das BVerfG nimmt damit Bezug auf Kants 
Personalitätsprinzip, das zusätzlich noch ein besonderes Verhältnis von Per-
son und Menschheit herstellt: „Handle so, daß du die Menschheit sowohl in 
deiner Person, als in der Person eines jeden andern jederzeit zugleich als 
Zweck, niemals bloß als Mittel brauchst“4. Art. 1 Abs. 1 GG begrenzt auf 
dieser Grundlage den staatlichen Strafanspruch, indem der Täter im Strafver-
fahren nicht allein als „Objekt der Verbrechensbekämpfung“5 betrachtet wer-
den darf. Dieses Objektivierungsverbot, das mit dem Gebot, jeden Menschen 
zugleich auch als Zweck zu behandeln, verknüpft ist, geht auf den besonderen 
Status des Menschen als Person zurück.6 Auch die Rechtsordnung respektiert 
nach der Auffassung des BVerfG diesen Status. Hinsichtlich des Begriffs der 
Person übernimmt es auf diese Weise aber nicht bloß einen philosophischen 
Begriff in das Recht. Vielmehr zeigt sich bereits bei Kant die originär rechtli-
che Qualität des Personenbegriffs darin, dass er durch die Personen eigene 
Möglichkeit des Selbstzwangs zur Voraussetzung des Rechtszwangs wird.7 
Kant unterscheidet deshalb auch nicht zwischen Person und Rechtsperson als 
Begriffen getrennter Sphären der praktischen Philosophie und des Rechts.8 

 
3 BVerfG, Urt. v. 21.6.1977 – 1 BvL 14/76, BVerfGE 45, 187, 228; zur Bedeutung der 

auf Kant zurückgehenden „Zweckformel“ – Personalitätsprinzip – im Strafprozess Landau, 
Neue Zeitschrift für Strafrecht (NStZ) 2014, 425, 427, Fn. 10; Welzel, Naturrecht und 
materiale Gerechtigkeit, S. 169 f., diskutiert das Problem des materialethischen Gehalts des 
kategorischen Imperativs und sieht im Hinblick auf das Personalitätsprinzip in der sittli-
chen Person den einzigen materialen Zweck, den Kant mit apriorischer Gültigkeit vorgese-
hen habe; vgl. demgegenüber Hegels ursprüngliche Kritik, ders., in: Sämtliche Werke, 
S. 435, 465 f.; zur „Objektformel“, die das positiv am Selbstzweck des Menschen orien-
tierte Personalitätsprinzip Kants negativ ergänzt, Maunz/Dürig-Herdegen, Art. 1 Abs. 1, 
Rn. 36; Sachs-Höfling, Art. 1, Rn. 15. 

4 Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, AA, Bd. IV, S. 429. 
5 BVerfGE 45, 187, 228; BVerfG, Beschl. v. 14.12.2004 – 2 BvR 1249/04, BVerfGK 4, 

283, 285. 
6 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 434 f., erkennt den absoluten Wert 

des Menschen als Würde an, wenn er als Person betrachtet werde. 
7 Vgl. Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 36, der Kant so ver-

steht, dass der Mensch erst als Rechtsperson Person sei. 
8 Kant gebraucht den Begriff der Rechtsperson nicht; dennoch ordnet er den Begriff der 

Person in einen rechtlichen Zusammenhang ein, Mohr, in: Der Mensch als Person und 
Rechtsperson, S. 17, 22. 
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Zur Rekonstruktion der rechtlichen Bedeutung des Personenbegriffs 
kommt es zunächst darauf an, dessen ethischen Gehalt zu erfassen. Personen 
definieren sich nach Kants Auffassung dadurch, in einem trotz äußerlicher 
Veränderungen einheitlichen Bewusstsein ein „Ich“ zu haben und als ver-
nünftige Wesen unter der Geltung moralischer Gesetze frei zu handeln.9 Kant 
geht mit der Einheitlichkeit des Bewusstseins davon aus, dass Personen im 
Zeitverlauf identisch bleiben und auf der Grundlage dieser Identität in einem 
„Ich“ auf sich selbst Bezug nehmen können.10 Sein bereits in dem zitierten 
Personalitätsprinzip angedeutetes Verständnis von Personen als Zurech-
nungspunkt eines besonderen ethischen Status der „Würde“ ist auf die nach 
Kant nur Personen möglichen freien, moralischen Handlungen zurückzufüh-
ren.11 Der Begriff der Person steht deshalb unmittelbar mit Kants Vorstellung 
von Autonomie in Zusammenhang. Personalität bedeute als Autonomie die 
Freiheit des Willens einer Person, die sich in der Möglichkeit des Gehorsams 
gegen ein selbstgegebenes Gesetz der praktischen Vernunft zeige.12 Als 
selbstgegebenes Gesetz der praktischen Vernunft bestimmt Kant solche Ma-
ximen des Willens, die zugleich als allgemeines Gesetz gewollt sein könn-
ten.13 Die Maximen, also subjektive Handlungsgrundsätze,14 werden so nur 
formal beschrieben und führen die Praxis des Einzelnen auf die Anforderun-
gen der Vernunft zurück, die ihrerseits allgemein ist.15 Kant entwickelt damit 
ein handlungsbezogenes Konzept der Selbstgesetzgebung, das zunächst eine 
ethische Dimension hat. Der ethische Gehalt der Selbstgesetzgebung, die nur 
Personen durch die ihnen eigene Vernunft möglich sei, zeigt sich in Kants 
Begriff der Pflicht, der die Selbstverpflichtung zugrunde liege. Ethische 

 
9 Vgl. Kant, Anthropologie in pragmatischer Hinsicht, AA, Bd. VII, S. 127; zum Ge-

brauch des Begriffs der Moral als Überbegriff für Rechtslehre – „ius“ – und Tugendlehre – 
„ethica“ – bei Kant siehe Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 23 f., 
Fn. 21. In dieser Arbeit ist dann die Rede von „Ethik“ oder „ethisch“, wenn es um die 
allgemeine Bewertung menschlichen Handelns in den Kategorien von „gut“ und „schlecht“ 
geht; dieses Verständnis geht auf die Bedeutung der Ethik als Moralphilosophie, von Cice-
ro, De fato, S. 130, erstmals als „philosophia moralis“ bezeichnet, zurück. 

10 Zu Kants Verständnis der numerischen Identität der Person Mohr, in: Person, S. 103, 
108 f., Fn. 25. 

11 Vgl. Mohr, in: Person, S. 103 f.; ders., in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, 
S. 17, 19 ff.; Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 223, definiert den Personen-
begriff daher auch unter dem Aspekt der Handlung: „Person ist dasjenige Subject, dessen 
Handlungen einer Zurechnung fähig sind“. 

12 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 223; Mohr, in: Der Mensch als Per-
son und Rechtsperson, S. 17, 20. 

13 Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, AA, Bd. IV, S. 421, mit dem kategori-
schen Imperativ in der Universalisierungsformel. 

14 Kant, Kritik der reinen Vernunft, AA, Bd. III, S. 440. 
15 Zum Problem des materialethischen Gehalts des formal gefassten kategorischen Im-

perativs siehe oben Kapitel 2, Fn. 3. 
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Handlungen würden ausschließlich auf Selbstverpflichtung beruhen und ge-
schähen deshalb „aus Pflicht“.16 Mit der Befolgung der Pflicht sei unmittelbar 
Zwang verbunden, weil die menschliche Neigung dem vernünftigen Gesetz 
widerspreche.17 Wenngleich bei dieser Vorstellung mit den Begriffen von 
Pflicht und Zwang bereits eine Nähe zum Recht zu bestehen scheint, sind sie 
als Selbstverpflichtung und Selbstzwang nur innere Sachverhalte der Person 
und ethischer Natur. Kant unterscheidet davon Handlungen, die ohne Selbst-
zwang durch äußeren Zwang ermöglicht würden. Diese Handlungen könnten 
zwar der Pflicht entsprechen, würden aber mangels Selbstzwangs nicht „aus 
Pflicht“ geschehen. Sie seien als „pflichtgemäße“ Handlungen die einzigen, 
die das Recht verlangen könne.18 Ethik und Recht erscheinen so in Ansehung 
des Pflichtbegriffs als getrennte Bereiche, die voneinander unabhängig sind. 
Hinsichtlich des Begriffs der Person entsteht zudem der Eindruck, dieser sei 
nur ethisch relevant, da die mit ihm verbundene Freiheit aus Selbstverpflich-
tung geradezu inkompatibel mit dem durch das Recht vermittelten äußeren 
Zwang zu sein scheint.19 Allerdings kann im Gegenteil belegt werden, dass 
die Person nach Kant auch im Recht notwendig als Person zu konzipieren sei. 
Die nur der autonomen Person gegebene Möglichkeit der Selbstverpflichtung 
sei gleichzeitig auch Voraussetzung des Rechts und lasse die dem Recht un-
terworfenen Subjekte sich als Rechtspersonen begegnen. Der Personenbegriff 
findet damit auf der Ebene des Rechts nicht bloß eine Entsprechung, sondern 
zeigt sich als derselbe, weil er den Rechtszwang sowohl begründet als auch 

 
16 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 382 f., charakterisiert die Pflicht als 

allein durch die Vernunft bestimmt, indem sie nicht empirisch aus beliebig gesetzten 
menschlichen Zwecken abzuleiten sei; Handlungen „aus Pflicht“ sind deshalb allein durch 
den von der Vernunft erforderten Selbstzwang motiviert. 

17 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 379; Mohr, in: Der Mensch als Per-
son und Rechtsperson, S. 17, 24. 

18 Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, AA, Bd. IV, S. 397, erklärt den Unter-
schied zwischen Handlungen „aus Pflicht“ und – in seiner Terminologie – „pflichtmäßi-
gen“ Handlungen; ders., Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 383, 394, 396, grenzt 
das Recht zudem von der Ethik ab, indem er das oberste Rechtsprinzip als bloß analyti-
schen Satz beschreibt, während das oberste Prinzip der Tugendlehre – Ethik – ein syntheti-
sches Urteil darstelle. Ders., a.a.O., S. 396, begründet diese These ausgehend von seinem 
Verständnis des Rechts, das der Sicherung äußerer Freiheit diene. Durch das Recht werde 
äußerer Zwang ausgeübt, der allein die Verhinderung der rechtlich geschützten äußeren 
Freiheit verhindern solle. Dieser äußere Zwang lässt sich so als Negation der Negation 
verstehen und ist deshalb bereits im Begriff der durch das Recht geschützten äußeren 
Freiheit enthalten. Weil diesem Begriff als Prinzip des Rechts durch den gegenüber 
menschlichen Zwecken neutralen Zwang nichts hinzugefügt wird, muss er im Sinne Kants 
einen analytischen Satz bilden, H. Eidam, Kausalität aus Freiheit, S. 306. Zur Unterschei-
dung von Handlungen „aus Pflicht“ und „pflichtgemäßen Handlungen“ Mohr, in: Der 
Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 24 ff. 

19 Vgl. Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 30. 
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begrenzt.20 Diese Überlegungen lassen sich ausgehend von Kants These eines 
ursprünglichen Rechts des Einzelnen auf eine gesicherte, äußere Freiheit 
nachvollziehen.21 Kant geht davon aus, dass das Recht auf Freiheit „jedem 
Menschen kraft seiner Menschheit“22 zustehe. Diese Formulierung erinnert an 
gegenwärtige Vorstellungen der Menschenrechte23 und geht über einen allein 
ethischen Anspruch hinaus, indem sie das Recht voraussetzt. Kant führt zu-
dem aus, dass dieses ursprüngliche Recht jedem Menschen „von Natur“24 
zukomme. Darin liegt jedoch keine naturrechtliche Begründung des Rechts, 
weil das Recht nach Kants Auffassung aus Vernunft notwendig sei.25 Durch 
das Recht werde die Möglichkeit der Ausübung personaler Autonomie gesi-
chert, indem durch äußeren Zwang von jedem dasjenige Handeln oder Unter-
lassen eingefordert werden könne, das ein freies Dasein jedes Einzelnen er-
mögliche. Dieses Rechtsverständnis ist anspruchsvoll, weil es eine bestimmte 
materielle Gestaltung der Rechtsordnung impliziert, die nur vernunftnotwen-
dige Regeln als legitime Regeln enthält.26 Bereits diese dem Recht vorgege-
bene Struktur verweist auf den Begriff der Person, da nur Personen die zur 
Ableitung des Rechts erforderliche Vernunft zukomme. Kant lässt die Person 
jedoch auch ausdrücklich als Subjekt im Recht auftreten, indem er die Mög-
lichkeit des rechtlichen Zwangs anderer auf die personale Fähigkeit zur 
Selbstverpflichtung zurückführt. Die ethische Möglichkeit der Selbstver-
pflichtung wird damit bei Kant zur Bedingung der Möglichkeit der Fremd-
verpflichtung, die im rechtlichen Zwang zum Ausdruck kommt. Der rechtli-
che Zwang wird durch diese Bedingung begrenzt, da sie voraussetzt, dass der 
Adressat des rechtlichen Zwangs als Person, die allein der Selbstverpflich-
tung fähig sei, anerkannt und nicht als Sache, die Objekt beliebigen Zwangs 
sein könne, behandelt wird.27 Die Begrenzung des rechtlichen Zwangs unter 
dem Aspekt der möglichen Selbstverpflichtung korrespondiert außerdem mit 
der anspruchsvollen materiellen Gestaltung einer Rechtsordnung, die nur ver-
nunftnotwendige Regeln als legitim zulässt. So könnten nur solche Rechtsre-
geln als Grundlage der äußeren Erzwingung pflichtgemäßer Handlungen 

 
20 Auch deshalb unterscheidet Kant nicht zwischen Person und Rechtsperson, sondern 

gebraucht einheitlich den Begriff der Person, siehe oben Kapitel 2, Fn. 8. 
21 Vgl. Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 28 ff. 
22 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 237. 
23 Überblicksweise zum Begriff der Menschenrechte in Europa Bergmann, in: Handle-

xikon der Europäischen Union, Stichwort „Menschenrechte“. 
24 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 237, scheint unter dem Gesichts-

punkt der Geltung darauf abzustellen, dass das Freiheitsrecht keiner rechtlichen Setzung 
bedürfe. 

25 Alwart, Recht und Handlung, S. 22 ff., zeichnet die Entwicklung vom Naturrecht zum 
Vernunftrecht bei Kant nach. 

26 Vgl. Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 30 f. 
27 Vgl. Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, S. 17, 26 ff., 32 f. 
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dienen, die prinzipiell auch als selbstgegebenes Gesetz aus Pflicht befolgt 
werden könnten.28 

Auch unter einem weiteren Gesichtspunkt lässt sich belegen, dass Kant 
konzeptionell von einem Personenbegriff ausgeht, in dem ethische und recht-
liche Personalität zusammenfallen. Kant betrachtet die Person als Zurech-
nungspunkt einer gattungsbezogenen Würde, die in personal strukturierte 
Rechtsverhältnisse eingebettet ist. Dazu kann erneut von seiner Vorstellung 
eines ursprünglichen Rechts des Einzelnen auf eine gesicherte, äußere Frei-
heit ausgegangen werden. Kant unterscheidet zunächst vier konstitutive Ele-
mente äußerer Freiheit, die diese unmittelbar rechtlich qualifizieren.29 Die 
vier Elemente seien Gleichheit, die Eigenschaft des Menschen, sein eigener 
Herr zu sein, die jedem Recht vorausgehende Unschuld des Menschen sowie 
seine Befugnis, das zu tun, was anderen nicht schadet, wenn diese sich ent-
scheiden, die ihnen entgegengebrachte Handlung abzulehnen.30 Kant erklärt 
die rechtlich qualifizierte Freiheit als „Recht der Menschheit in unserer eige-
nen Person“31. Diese Formulierung erinnert an Kants Verständnis der Würde 
als Würde der Menschheit, die hier jedoch in den vier Elementen der äußeren 
Freiheit rechtlich erfasst wird. Auch auf dieser Ebene ergibt sich aber eine 
Wechselwirkung zwischen der Personalität als individueller Daseinsform und 
der kollektiven Existenz der Menschheit. Einerseits begründet die der Ge-
samtheit der Menschen zukommende Würde die Würde jedes Einzelnen als 
Recht. Andererseits kann die kollektiv verstandene Würde nur in dem spezifi-
schen Dasein des Einzelnen als Person verwirklicht werden.32 Das zeigt sich 
bei Kant darin, dass er dem Recht der Menschheit als Gesamtheit eine Pflicht 
des Einzelnen gegenüberstellt, den mit diesem Recht verbundenen Anspruch 
zu behaupten.33 Diese Pflicht kann komplementär zum Recht der Menschheit 

 
28 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 417 f., der mit dem Gesetz der „ei-

genen praktischen Vernunft“ das selbstgegebene meint; Mohr, in: Der Mensch als Person 
und Rechtsperson, S. 17, 35. 

29 Die Bestimmung äußerer Freiheit nach ihrer rechtlichen Dimension scheint der Be-
stimmung der Freiheit der Person im Sinne von Autonomie gegenüberzustehen. Mit der 
Autonomie der Person stellt Kant auf die Willensfreiheit als Ausdruck der praktischen 
Vernunft ab. Dennoch ist bereits die so verstandene Autonomie nicht nur ethisch relevant, 
sondern bildet mit der nur Personen möglichen Selbstverpflichtung die Grundlage aller 
rechtlichen Fremdverpflichtung, vgl. Mohr, in: Der Mensch als Person und Rechtsperson, 
S. 17, 20 f., 26 ff. 

30 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 237 f. 
31 Kant, Vorarbeiten zu Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. XXIII, S. 390; ders., Die 

Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 236. 
32 Vgl. Geismann, Jahrbuch für Recht und Ethik 14 (2006), 3, 113, der darauf hinweist, 

dass nach Kants Auffassung die Menschheit in jedem Menschen als Person verkörpert sei. 
33 Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA, Bd. VI, S. 236; diese Pflicht wird auch als „in-

nere Rechtspflicht“ bezeichnet, vgl. Geismann, Jahrbuch für Recht und Ethik 14 (2006), 3, 
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